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So labil und fluktuierend wie das Element seines Geltungs- 
bereiches selbst, ist das internationale öffentliche Seerecht und 
das Seekriegsrecht im besonderen. So war es seit altersher, als 
selbst die grundlegende Prinzipienfrage, ob das offene Meer 
gemeinsames Gut sei oder den Gegenstand des Eigentums bilden, 
könne, im Wandel der Zeiten verschiedenste Beantwortung fand. 

Vom römischen Grundsatze des mare liberum war man 
im Mittelalter zum entgegengesetzten Standpunkte des mare 
clausum gelangt, und als HugoGrotius wieder die Freiheit 
der offenen See reklamierte, da war es England, welches in 
weitestgehendem Maße die Forderung nach Anerkennung seiner 
Souveränitätsrechte über große Meeresgebiete erhob. Seine fast 
ein halbes Jahrtausend währende protektionistische Schiffahrts- 
politik, welche in der Bestimmung der Navigationsakte Crom- 
wells kulminierte, daß Waren von außereuropäischen Häfen 
nur unter englischer Flagge, solche von europäischen Plätzen 
bloß unter englischer oder der Heimatsflagge nach England im- 
portiert werden dürfen, fand ein wichtiges Korrelat in der 
Geltendmachung unbeschränkter Hoheitsrecht über weite Flächen 
des offenen Meeres. 

Endlich einigten sich bekanntlich Wissenschaft und Praxis 
in der Erkenntnis, daß es — von bestimmten Territorial- 
und speziell den Küstengewässern abgesehen — ein Souverä- 
nitätsrecht über das Meer nicht gäbe. Doch selbst hier ist in 
der Gegenwart der Unsicherheit noch immer kein fester Riegel 
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2 Leopold Freiherr v. Chlumecky: Der Krieg in Ostasien 

vorgeschoben, denn die Frage nach der Ausdehnung des dem 
Hoheitsrechte unterworfenen Küstenmeeres ist auch heute noch 
nicht einheitlich geregelt. Mag auch diese Begrenzung großen- 
teils mit der Dreimeilenzone oder dem schwankenden Maße der 
Kanonenschußweite resp. der Möglichkeit völliger Beherrschung 
vom Land aus erfolgen, selbst diese vagen Grenz bestimm ungen 
sind nicht allgemein anerkannt. Und vergebens hat das In- 
stitut de droit international es versucht, hierfür eine all- 
gemein gültige Formel vorzuschlagen, wonach die Ausdehnung 
des nationalen, den Gegenstand des Eigentums bildenden Küsten- 
gewässers mit 6 Seemeilen festgesetzt werden sollte und eben- 
so erfolglos hat im Jahre 1895 die niederländische Re- 
gierung den Vorschlag gemacht, auf einem internationalen 
Kongresse diese Frage einheitlich zu regeln : selbst auf diesem 
Gebiete konnte die Unsicherheit und Unklarheit nicht behoben 
werden, obwohl es sich doch um eine der relativ einfachsten, 
ziemlich gleichartige Interessen tangierende Materie handelt. 

Wie schwankend nun aber gar das Seekriegsrecht ist 
— dies hat der Welthandel nur allzu oft erfahren müssen, 
und die Ereignisse des ostasiatischen Krieges haben neuerdings 
den Ruf nach einer Reform der geltenden Bestimmungen bzw. 
nach einer internationalen Kodifizierung des Gewohnheitsrechtes 
gezeitigt, deren Ziel die Gewährung größerer völkerrechtlicher 
Sicherheit für den Seeverkehr sein soll. Im Landkriege hat 
sich das Prinzip der Unverletzlichkeit des Privateigen- 
tums bereits durchgerungen, im Seekriege jedoch stehen wir 
noch weit ab von der Erfüllung dieses Postulates modernen 
Rechtsbewußtseins. Der Krieg zu Lande wie jener zur See 
konnte bis ins Mittelalter hinein gar oft als Raubkrieg be- 
zeichnet werden, der Seekrieg ist es zu großem Teile noch bis 
zum heutigen Tag geblieben. 

Denn der Schutz, welchen die Bestimmungen der Pariser 
Seerechts-Deklaration vom Jahre 1856 dem Privateigen- 
tume zur See gewähren, ist noch immer ein sehr prekärer. Als 
ein Fortschritt war es freilich zu verzeichnen, daß alle jene 
Staaten , welche den erwähnten Vertrag abschlössen bzw. ihm 
später beitraten, auf das bis dahin geübte Recht verzichteten, 
durch Ausstellung von Kaperbriefen Private zur Ausübung 
eines umfassenden Seebeute- und Prisenrechtes zu autorisieren* 
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und die Reform des Seekriegsrechtes etc. 3 

Mag auch juristisch zwischen Piraterie als unbefugtem, im 
Kriege wie in Friedenszeiten geübten Seeraub, und Kaperei, 
als über staatliche Ermächtigung während eines Krieges er- 
folgende Schädigung des dem Feinde zu Nutzen gereichenden 
Seehandels, ein grundliegender Unterschied obwalten, in der 
Praxis war die Grenzlinie gar oft eine verschwommene, das 
Vorgehen der Kaper nicht selten jenem der Piraten sehr ähn- 
lich. Ein Element schwerer Unsicherheit für den Seeverkehr 
wurde sohin zweifellos aus der Welt geschafft, als die meisten 
Kulturstaaten sich auf den Grundsatz einigten: „Die Kaperei 
ist und bleibt abgeschafft", und somit die Ausübung des Prisen- 
rechtes den Privaten benahmen, es ausschließlich nur mehr den 
Fahrzeugen ihrer Kriegsflotte überlassend. Freilich hat uns 
auch hier der russisch-japanische Krieg neuerdings gezeigt, 
welch klaffende Lücke das Seekriegsrecht aufweist. 

Es gibt keine allgemein anerkannte völkerrechtliche Be- 
stimmung, welche Fahrzeuge als Kriegsschiffe anzu- 
sehen sind, und so konnte die Anhaltung und Aufbringung ein- 
zelner Handelsdampfer durch die der russischen Freiwilligen- 
flotte angehörenden Schiffe „Smolensk" und „Petersburg" 
zu weitgehenden Kontroversen führen, sowie auch der Verkauf 
einzelner Dampfer der Hamburg-Amerika-Linie an Rußland zu 
Rekriminationen der englischen Publizistik wegen angeblicher 
Nentralitäts Verletzung Anlaß gab. 

Die Tendenz aller moderner Seestaaten geht bekanntlich 
dahin, ihrer Kriegsflotte eine Unterstützung durch Einstellung 
rasch fahrender Handelsdampfer zu sichern, die — schon in 
Friedenszeiten ad hoc gebaut und im Ernstfalle entsprechend 
ausgerüstet — mit dem Namen Hilfskreuzer belegt werden. 

Während bei den Handelsfahrten dieser Schiffe das 
Kommando fast stets von einem Merkantilkapitän ausgeübt 
wird, diese Fahrzeuge sich sohin — von der Bauart und den 
Vorrichtungen für die Armierung abgesehen — in nichts von 
gewöhnlichen Handelsdampfern unterscheiden, wurde bei der 
russischen Freiwilligen-Flotte auch während des Friedens das 
Kommando Offizieren der Kriegsmarine anvertraut. Auch der 
erste Offizier und ein kleiner Teil der Mannschaft gehörten 
dem Verbände der Kriegsmarine an, ja selbst die Kriegsflagge 
führten diese Schiffe auf ihren nach Ostasien gerichteten 
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4 Leopold Freiherr v. Chlumecky: Der Krieg in Ostasien 

Handelsreisen. Trotzdem wurden sie als Handelsdampfer an- 
gesehen, sonst wäre es auch mit den Verträgen aus den Jahren 
1841 (Londoner Convention des detroits), 1856 (Pariser Friedens- 
vertrag) und 1871 (Londoner Vertrag) unvereinbar gewesen, 
daß ihnen der Sultan die Dardanellenpassage gestattete. 

Es wurde bloß seit dem Jahre 1891 die einzige Bedingung 
gestellt, daß während der Dardanellendurchfahrt die Kriegs- 
flagge niedergeholt und die Handelsflagge gehißt werde. 

Diesen militärisch befehligten Schiffen, welche nach er- 
folgter Passierung der türkischen Territorialgewässer die offen- 
bar unter Deck befindliche Armierung in Position gebracht 
hatten, wurde nun von der russischen Regierang im Verlaufe 
des Krieges das Attribut von Kriegsschiffen erteilt. Als sie 
sich aber auch eine ihrer Prärogativen — das Anhaltungs- und 
Durchsuchungsrecht neutraler Dampfer — anmaßen wollten, 
da erregte dies den lebhaften Widerspruch einzelner neutraler 
Staaten, besonders Englands. In diesen Dampfern wollte man 
also Handelsschiffe erblicken, während die öffentliche Meinung 
Englands die von einer deutschen Privatgesellschaft verkauften 
Schnelldampfer als Hilfskreuzer und Kriegsmaterial ansah und 
in dieser Lieferung einen Neutralitätsbruch herausklügeln zu 
können glaubte. *) 

Unter Umständen könnte eine derartige Unsicherheit über 
die Eigenschaft eines Fahrzeuges den Keim sehr schwerer 
Konflikte in sich bergen. So würde es zweifellos als ein großer 
Fortschritt zu begrüßen sein, wenn es gelänge, eine inter- 
nationale Einigung darüber zu erzielen, welche Kriterien für 
die Zuerkennung des Kriegsschiffcharakters maßgebend sein 
sollen. Ebenso wäre auch noch die Frage zu beantworten, ob es 



*) Gegenwärtig hat sich die internationale Rechtsanschannng großenteils 
den im Washingtoner Vertrage vom Jahre 1871 (mit welchem der berüchtigte 
„Alabamastreit" zwischen England und den Vereinigten Staaten einem Schieds- 
gericht unterbreitet wnrde) festgesetzen Normen akkommodiert, wonach neutrale 
Staaten verpflichtet sind , zn verhindern , daß in ihren Häfen oder Gewässern 
Schiffe ausgerüstet, armiert oder bemannt werden, die dann einem kriegführenden 
Staat zwecks Fortsetzung des Krieges zum Kreuzen als Kaperschiffe dienen 
sollen. Es bestand die Absicht, sämtliche Seemächte einzuladen, den zu Washington 
vereinbarten Rechtsregeln beizutreten. Dies ist leider nicht geschehen, und wenn 
diese Normen auch fast allgemeine Anerkennung gefunden, so fehlt ihnen doch 
das Gewicht vertragsmäßig kodifizierten Völkerrechts. 
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und die Beform des Seekriegsrechtes etc. 5 

zulässig ist, daß eine kriegführende Macht ein Fahrzeug nach 
Verlassen ihrer Territorialgewässer im offenen, neutralen Meere 
in ein Kriegsschiff umwandle, sowie wann und mit welchem 
Akte einem als Hilfskreuzer gebauten Handelsdampfer die 
Eigenschaft eines Kriegsschiffes zukomme. Hierbei wird man 
sich aber wohl vor Augen halten müssen, daß zu weitgehende 
Erleichterungen in der Zulassung von Hilfskreuzern zu Kriegs- 
zwecken bzw. in der schrankenlosen Gestattung der jederzeitigen 
Umwandlung eines Handelsschiffes in ein Kriegsschiff in merito 
dahin führen würden, die Bestimmungen über die Abschaffung 
der Kaperei in ihrem Werte namhaft herabzusetzen. An Stelle 
der privaten würde in weitestem Umfange die militärisch 
organisierte Kaperei treten, welche zwar niemals — wie es bei 
der ersteren der Fall ist — der Bereicherung halber betrieben 
wird, deren Ausübung durch jederzeit beliebig zu vermehrende 
Hilfskreuzer aber dennoch eine schwere Beunruhigung des Welt- 
handels bedeuten muß. Durch eine internationale Regelung dieser 
Frage wäre wenigstens ein Moment der Unsicherheit auf einem 
Gebiete benommen, welches von Unklarheiten strotzt. 

Die Pariser Seerechtsdeklaration hat bekanntlich noch 
zwei weitere Rechtsnormen zum Schutze des Privateigentums 
auf See formuliert. Das Prinzip, daß, von der Konterbande 
abgesehen, nur feindliches Gut unter feindlicher Flagge be- 
schlagnahmt werden kann, findet seinen klaren Ausdruck in 
den zwei Rechtssätzen : „Le pavillon neutre couvre la marchan- 
dise ennemie, ä l'exception de la contrebande de guerre" und 
„La marchandise neutre, k l'exception de la contrebande de 
guerre, n'est past saisissable sous pavillon ennemi." 

Der Umstand jedoch, daß der Begriff der Konterbande in 
keiner Weise umschrieben ist, daß keine einzige Frage des 
Völkerrechts so schwankend, so unklar und so viel- 
fach bestritten ist wie jene der Konterbande, gibt 
diesen beiden Bestimmungen die Eigenschaft wahrer Kautschuk- 
paragraphen. So lange nicht der Begriff der Kriegskonterbande 
international unzweifelhaft definiert und nicht bloß formell, 
sondern auch materiell genau festgelegt ist, so lange es den krieg- 
führenden Staaten unbenommen bleibt, ohne an die Zustim- 
mung der Neutralen gebunden zu sein, eigenmächtig fest- 
zusetzen, was sie alles als Kriegskonterbande ansehen wollen, 
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solange bleibt das Eigentum zur See fast vogelfrei. Hierbei 
wird in höchstem Maße der Willkür Einlaß gewährt durch die 
schon von Grotius aufgestellte, seither in Theorie und Praxis 
vielfach bekämpfte nunmehr aber wiederum usuell gewordene 
Zweiteilung der Konterbande in eine absolute und eine rela- 
tive. Unter den ersten Begriff sollen die ausschließlich zur 
Kriegführung geeigneten Gegenstände fallen, deren Einfuhr in 
Feindesland überhaupt verboten und deren Beschlagnahme 
jederzeit ohne weiteres möglich sein soll, wie z. B. Waffen und 
Munition, während unter relativer Konterbande alle jene 
Artikeln subsumiert werden, welche zwar ihrer Natur nach 
gewöhnlich dem friedlichen Verkehre dienen, unter Umständen 
jedoch auch zu Kriegszwecken Verwendung finden können 
und für die feindlichen Streitkräfte bestimmt sind. 

Nachdem es nun kaum einen einzigen Gegenstand geben 
kann, der nicht in der einen oder andern Form den Kriegs- 
operationen zugute kommen, dem Feinde zum Nutzen werden 
könnte, so ergibt sich von selbst, daß diese Theorie bei kon- 
sequenter Verfolgung zur völligen Lähmung jedweden neutralen 
Handels mit den in einen Krieg verwickelten Staaten führen 
müßte. Das bedeutendste Kontingent der relativen Konter- 
bande bilden eben jene Artikel, welche gerade im friedlichen 
Handelsverkehr eine ungemein große Rolle spielen , deren Zu- 
fuhr für den importierenden Staat häufig unentbehrlich, deren 
Export für das sie produzierende Land so außerordentlich 
wichtig ist, daß ein Unterbinden oder ein Einschränken des- 
selben die schwersten Folgen nach sich ziehen muß. Wenn der 
unbehinderte, freie Verkehr von Lebensmitteln wie Zucker, 
Reis, Getreide gehemmt wird — wenn Artikel des Massen- 
transportes wie Baumwolle, Jute, Eisen als konfiszierbar 
erklärt werden, dann wird von einem vielleicht weit entfernten, 
vielleicht an sich unbedeutenden Kriege der ganze Welthandel 
in Mitleidenschaft gezogen, und es wäre denkbar, daß selbst 
die Handelsbilanz eines neutralen Staates dadurch merklich 
berührt würde. 

Das — übrigens von vielen und bedeutenden Rechtslehrern 
gänzlich negierte — Recht der kriegführenden Staaten, die 
Zufuhr einzelner Materialien an ihre Gegner auch den Neutralen 
zu untersagen bzw. zu hindern, wird vor allem damit be- 
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gründet, daß es jedem Staate freistehen müsse, Handlangen zu 
verbieten oder abzuwehren, welche eine Unterstützung seines 
Feindes involvieren und dem Gegner die Fortführung des 
Krieges ermöglichen. Dieses Recht wird man in beschränktem 
Umfange jedem Belligerenten derzeit noch zugestehen müssen 
— schon aus der praktischen Erwägung, daß ein darauf be- 
zügliches, allgemeines Verbot, solange die gegenwärtigen Rechts- 
anschauungen in Kraft stehen, im Ernstfalle doch schwerlich 
berücksichtigt würde und daher an Stelle einer rechtlich ge- 
regelten Institution die rechtswidrige Gewalt treten müßte. 
Mehr als ein Akt der Notwehr und des Selbstschutzes ist 
aber das Konterbanderecht nicht. Es bildet eine Ausnahme 
des Grundsatzes, daß der Handel Neutraler durch Eingriffe 
Dritter nicht gehemmt und gestört werden darf, sowie über- 
haupt die volle Freiheit des Seehandelverkehrs der Neutralen 
auf offenem Meere die Regel bildet. Mit anderen Worten: dem 
neutralen Handel soll alles gestattet sein, was nicht durch 
besonders und ausdrücklich statuierte Ausnahmsbestimmungen 
im Kriegsfalle verboten ist — dem Kriegführenden hingegen soll 
alles untersagt sein, wozu ihn nicht eben jene Ausnahmsregeln 
speziell autorisieren. Dem Interesse zweier Kriegführenden steht 
eben das ungemein größere, universelle Interesse der erdrücken- 
den Majorität der Neutralen gegenüber, welche mit Recht fordern 
können, daß der fremde Zwist sie nicht allzusehr in Mitleiden- 
schaft 'ziehe. Dieser Interessenkonflikt beherrscht und beein- 
flußt seit alters her die Entwicklung dieser Frage: Seit Jahr- 
hunderten nehmen die großen Seemächte einen durch die Politik 
und ihr jeweiliges Interesse bedingten, stets wechselnden Stand- 
punkt in der Konterbandefrage ein. Bald erklären sie den 
neutralen Handel in höchstem Maße als des Schutzes bedürftig, 
wenn sie sich eben in neutraler Stellung befinden, bald dehnen 
sie den Begriff der Konterbande ins ungemessene aus und be- 
anspruchen die weitgehendsten Rechte auf Konfiskation von 
Schiff und Ladung, wenn sie selbst der kriegführende Teil sind. 
Aus einzelnen Verträgen am Anfange des XVII. Jahrhunderts 
können wir sehen, wie die Rechtsanschauungen des neutralen 
England grundverschiedem sind von jenen des kriegführenden 
Albion. Und so schwankend ist Englands Haltung auch bis 
zur Gegenwart geblieben; während im Jahre 1885 Lord Gran- 
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ville mit beredten Worten zugunsten der Freiheit des neutralen 
Handels gegen die Zirkularnote Frankreichs protestierte, in welcher 
angekündigt wurde, daß Reisladungen für China als Kriegs- 
konterbande angesehen und konfisziert werden würden, hat 
England wenige Jahre später im südafrikanischen Kriege Mehl 
als Konterbande erklärt und stand dabei überdies auf dem 
völkerrechtlich schwer haltbaren Standpunkte, daß neutrale 
Schiffe, welche ausschließlich nach neutralen Häfen gerichtet 
sind, aufgebracht werden dürfen, sobald Grund zur Annahme 
sei, daß deren Ladung über dem Landweg zum Feinde gelangen 
werde. Und Rußland, welches sich in der zweiten Hälfte des 
XVIII. Jahrhunderts so erfolgreich der neutralen Handelsinter- 
essen angenommen hatte und damals dem Standpunkte zu fast allge- 
meiner Anerkennung verhalf, daß weder Lebensmitteln noch 
Pferde noch Schiffsmateriale zur Konterbande gezählt werden 
dürfen, dasselbe Rußland gab 1772 anläßlich seines Krieges mit 
der Türkei dem Konterbandebegriffe die denkbarst weite Ausdeh- 
nung und kündigte geradezu drakonische Repressivmaßregeln 
gegen jeden Versuch des Kriegsschmuggels an. 

Die Vereinigten Staaten von Amerika hinwieder, 
welche ihren Beitritt zur Pariser Seerechtsdeklaration verweigerten, 
weil ihr Vorschlag auf Anerkennung völliger Freiheit des Privat- 
eigentums zur See keine Zustimmung fand, eröffneten die Feind- 
seligkeiten gegen Spanien, indem sie in ausgiebiger Weise von 
dem Seebeuterechte Gebrauch machten, eine Reihe von Schnell- 
dampfern in Hilfskreuzer umwandelten und sie zum Kaperkrieg 
verwendeten. 

im jüngsten Krieg aber haben Rußland und Japan dem 
Begriffe der Konterbande einen Umfang gegeben, wie er in der 
Praxis noch nicht bestanden und ihn auch die Wissenschaft 
bisnun nicht gekannt hat. So wurde Feuerungsmaterial als 
absolute Konterbande und ohne Rücksicht darauf konfiszierbar 
erklärt, ob es für industrielle oder militärische Zwecke be- 
stimmt sei; so wurden Lebensmittel, Wägen, Getränke, Pferde- 
geschirr, Materialien für Telegraphie, Telephon und Eisenbahnen 
und vieles andere unter den dehnbaren Begriff der relativen 
Kriegskonterbande subsumiert. Für diese, allem Rechtsbewußt- 
sein widerstreitenden Eingriffe in den freien neutralen Handel 
findet unsere, so gerne mit dem falschen Scheine der Humanität 

648 



Digitized by 



Google 



und die Reform des Seekriegsrechtes etc. 9 

prahlende Zeit folgende sophistische Begründung: Die Mensch- 
lichkeit fordere es, daß alles geschehe, damit die Leiden des 
Krieges abgekürzt, das Herannahen seines Endes so viel als 
möglich beschleunigt werde. Es sei daher ein Gebot der Hu- 
manität, ohne Ausnahme alle jene Zufuhren zu verhindern, 
welche in einer oder der anderen Weise eine kriegführende 
Partei im Widerstand bestärken und ihr die Fortsetzung des 
Krieges erleichtern. Nach dieser Auffassung wäre es somit ein 
Akt der Menschlichkeit, einem Lande die gesamte Lebensmittel- 
Zufuhr abzuschneiden, die Gefahr der Hungersnot über Millionen 
zu verhängen , nur um die Approvisionierung der kämpfenden 
Heere zu unterbinden. Sophistisch ist diese ganze Theorie 
auch aus dem Grunde, weil die beschlagnahmten, dem einen 
Streitteil vorenthaltenen Güter doch wieder dem andern zu- 
nutze kommen und somit wieder diesem zu verlängertem 
Widerstand dienlich sind. Gerade aus Gründen der Humanität 
sollten daher Waren wie Lebensmittel, Kohle, Holz, 
Baumwolle, mit einem Worte alles, was unter den Begriff 
der relativen Konterbande gehört, völlig freigegeben und 
aus rechtlichen wie wirtschaftlichen Motiven aus dem Begriffe 
der Konterbande ausgeschaltet werden. Man darf nicht ver- 
gessen, daß das primäre Recht jedesfalls jenes der Handels- 
freiheit und der Freiheit des Verkehrs der Neutralen ist, und 
muß sich wohl sagen , daß der den Kriegführenden aus einer 
solchen Unterbindung des Verkehrs erstehende Nutzen niemals 
den ungeheuren Schaden rechtfertigen kann, welchen Dritte und 
Unbeteiligte durch eine derartige Unterbrechung des Handels 
erfahren. Und dann: erachten wir denn nicht eine Reihe von 
Handlungen für erlaubt, welche in weit höherem Maße als der 
gesamte Kriegsschmuggel eine Unterstützung eines Krieg- 
führenden bedeuten ? Sollte wirklich die Zufuhr einiger Schiffs- 
ladungen Reis oder getrockneter Fische oder Getreide für den 
kriegführenden Staat mehr Wert haben, als die Millionen 
und Milliarden, welche die neutralen Märkte unter 
Mitwirkung oder wohlwollender Förderung neutraler 
Regierungen den Kriegführenden zur Verfügung stellen? 
Ist es nicht ein Widersinn, in einzelnen Materialientransporten 
eine so gewichtige Förderung der Kriegsparteien zu erblicken, 
daß man ihretwegen jederzeit bereit ist, den ganzen Welthandel 
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der vexatorischesten Behandlung zu unterziehen, während es 
niemandem beifällt, eine Verletzung der Neutralität darin zu 
erblicken, daß mit Hilfe der modernen Kreditgewährung einer 
Kriegspartei die Möglichkeit zur Führung oder Fortsetzung 
des Krieges gegeben wird. Und während die Konterbande doch 
meistens bloß des Erwerbs halber erfolgt, und die Absicht, dem 
einen der Streitenden zu nützen, so wenig vorliegt, daß viel- 
mehr derlei Zufuhren von denselben Staatsangehörigen nicht 
selten gleichzeitig an beide Kriegführenden vorgenommen 
werden, muß man wohl annehmen, daß den Anleihegeschäften 
auch ein politisches, mit der strikten Neutralität bereits in 
Widerspruch befindliches Motiv zugrunde liegt, was auch daraus 
erhellt, daß ein und derselbe Markt selten beiden Kombattanten 
offen steht. Wenn also das moderne Rechtsbewußtsein an diesen 
Anleiheabschlüssen keinen Anstoß findet, so darf man nicht 
anderweitig so empfindlich tun und die Zufuhr der genannten 
Objekte als Konterbande verbieten und in ihr eine unerlaubte 
Unterstützung des Feindes erblicken. 

Die Bestrebungen, den Begriff der Konterbande einzuengen, 
sind übrigens nicht jungen .Datums. Wenn auch die Völker* 
rechtswissenschaffc von Grotius bis zu unseren Zeiten nicht 
minder schwankend gewesen, als es die Praxis war, so spinnt 
sich doch wie ein roter Faden durch die Geschichte von Jahr- 
hunderten die Forderung nach größerem Schutze des neutralen 
Seeverkehrs. Selbst Bluntschli 2 ), welcher keineswegs die 
Rechte der Neutralen in besonders warmer Weise vertritt, 
sieht es als contra bonos mores an , Lebensmittel als Konter- 
bande zu bezeichnen. 

Hautefeuille 3 ) will nur als Konterbande gelten lassen 
„les articles expressement et uniquement destinfe k faire la 
guerre"; Ludwig Gessner 4 ) erklärt, daß Kriegsschmuggel 
überhaupt nur mit Waffen und Munition betrieben werden 
könne, und G. F. Martens 5 ) geht so weit, daß er den Krieg- 
führenden das Recht abspricht, den Neutralen irgendwelche 



a ) Bluntschli, „Das moderne Völkerrecht der zivilisierten Staaten." 
8 ) Hautefeuille, Des droits et des devoirs des nations neutres en temps 
de guerre maritime. 

4 ) Gessner, Le droit des neutres sur mer. 

5 ) G. F. Martens, Precis du droit de gens moderne de TEurope. 
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Normen vorzuschreiben, durch welche ihre Handelsfreiheit be- 
rührt wird. Auch M. Wiegner 6 ) befürwortet in seinem jüngst 
erschienenen Werke eine bedeutende Einschränkung des Konter- 
bandebegriffs. Auch an praktischen Versuchen zur Erreichung 
dieses Zieles hat es nicht gefehlt. So erfolgte im Jahre 1792 
die Anregung der Pariser Constituante, man möge der Unver- 
letzlichkeit des privaten Eigentums zur See völkerrechtliche 
Anerkennung sichern. Später gingen wiederholt ähnliche Vor- 
schläge von den Vereinigten Staaten Amerikas aus, doch 
scheiterten bis nun alle diese Anregungen hauptsächlich an 
dem Widerstände Englands, welches sich stets die Möglichkeit 
offen lassen wollte, im Falle eines Seekriegs den Feind durch 
Lähmung seines Handels zu bezwingen. Englands Vertreter bei 
internationalen Kongressen waren daher auch regelmäßig an- 
gewiesen, jeder Einengung des Rechtes der Kriegführenden ihre 
Zustimmung zu verweigern. 

Selbst die bescheidenen Erfolge der Pariser Seerechts- 
deklaration wurden vielfach bekämpft, nicht bloß in England, 
sondern auch in Frankreich, und Bismarck soll sich dahin 
geäußert haben: „Ja, wir müssen sehen, wie wir von dem 
Unsinn wieder loskommen. a So haben die vielfachen Bestre- 
bungen zur Beseitigung der Schutzlosigkeit des schwimmenden 
Privatgutes nur wenig Erfolg gehabt und so wurde auch der 
auf der Haager Konferenz gestellte Antrag der Vereinigten 
Staaten Amerikas, das Privateigentum zur See möge mit Aus- 
nahme der Kriegskonterbande für unverletzlich erklärt werden, 
schließlich vertagt. 

Nach all diesen Erfahrungen wird man die Aussichten 
einer baldigen, bis auf den Grund gehenden Regelung der 
Konterbandefrage nicht als besonders günstige ansehen dürfen. 
Andrerseits haben die — im folgenden durch einzelne Fakten 
illustrierten — beispiellosen Einschränkungen der Freiheit des 
neutralen Handels, welche der ostasiatische Krieg mit sich 
brachte, die rücksichtslose» Eingriffe in Rechte Dritter und das 
gewalttätige Vorgehen der Kriegführenden gegen mehrere der 
relativen Konterbande verdächtige Fahrzeuge nunmehr den fast 
einstimmigen Ruf nach endlicher Beseitigung der Unsicherheit 

6 ) Dr. M. Wiegner, Die Kriegskonterbande in der Völkerrechtswissen- 
schaft und der Staaten praxis. 
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und Unklarheit auf dem Gebiete der Kriegskonterbande ge- 
zeitigt. Diesmal ist auch der englische Handel schwer in Mit- 
leidenschaft gezogen worden und noch zittert in englischen 
Reederkreisen die Erregung nach, welche durch eine Reihe wirklich 
brutaler Akte gegen englisches Gut und englische Handelsfahr- 
zeuge hervorgerufen wurde; dadurch ist jedenfalls der Boden für 
eine internationale Seerechtskonferenz, so gut, als es die Umstände 
gestatten, vorbereitet und denjenigen, welche ohne Rücksicht 
auf die gerechten Forderungen des Welthandels die einseitigen 
militärischen Interessen vertreten, wird es diesmal nicht so leicht 
sein, auf einem durchwegs ablehnenden Standpunkt zu ver- 
harren. Darum ist es zu hoffen, daß die Haager Konferenz bei 
ihrer nächsten Tagung den Mut haben wird, die heikle und 
schwierige Frage der Kriegskonterbande anzuschneiden. Seit 
dem Jahre 1896 liegt ein diesbezüglicher Entwurf des „Institut 
de droit international" vor. Es ist wohl fraglich , ob es mit 
einem Male gelingen wird, diesem „avant projet" in seinem 
ganzen Umfange allgemeine Anerkennung zu verschaffen. 

Nach einer Richtung hin sollte aber wenigstens die Haager 
Konferenzeinen Erfolg bringen : es wäre zu wünschen, daßeineinter- 
nationale, vertragsmäßig festgelegte Einigung darüber gelänge, 
einzelne Objekte ein- für allemal aus dem Konter- 
bandebegriff zu eximieren. Der § 13 des erwähnten avant 
projet stellt eine ziemlich umfangreiche Liste auf und bezeichnet 
als unter gar keiner Bedingung konfiszierbar: Geld, Metalle, 
Lebensmittel, Stoffe, Bekleidungsgegenstände (militärische Mon- 
turen und Uniformen ausgenommen), Handelsschiffe, Rohstoffe zur 
Waffen- und Munitionserzeugung wie Eisen, Schwefel, Salpeter, 
ferners Maschinen, Kohle und Pferde. Der Welthandel würde es 
schon als eine teilweise Befreiung von dem gegenwärtig auf ihn 
lastenden Alpdruck begrüßen, wenn bloß die wichtigsten der 
obgenannten Gegenstände freigegeben würden und damit zu- 
mindest in beschränktem Maße die Rechte des freien Handels 
internationale Anerkennung fänden, djen Übergriffen der Krieg- 
führenden eine, wenn auch nicht enge, so doch merklich be- 
grenzte, feste Schranke gezogen wäre. Die Ausübung des von 
den Kriegführenden reklamierten harten Kriegsrechtes, feind- 
lichen Streitkräften die Lebensmittelzufuhr zur See ab- 
zuschneiden, bliebe schließlich noch immer durch die Möglich- 
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keit der Blockade gewährt, sowie auch die Unterstützung 
eines Kriegsteiles durch Kohlenzufuhr an ein auf Kriegs- 
fahrt befindliches Geschwader durch ein spezielles Verbot 
hintangehalten werden könnte. 

Im ostasiatischen Kriege zeigte es sich neuerdings und 
diesmal in so prägnanter Weise wie niemals zuvor, daß die Ver- 
hältnisse unhaltbare geworden sind, eben weil die gegenwärtig 
geltenden Bestimmungen und durch Übung sanktionierten 
Rechtsanschauungen auf dem Gebiete des Seekriegsrechtes in 
erster Linie den Streitenden die Möglichkeit geben, ihre 
Interessen auf Kosten des neutralen Handels in umfassendster, 
rücksichtslosester Weise zu wahren und weil beide Krieg- 
führenden von dieser, ihnen durch die Vieldeutigkeit und 
Elastizität der bestehenden Normen gegebenen Möglichkeit eigen- 
mächtigsten Vorgehens unbeschränkten Gebrauch gemacht haben. 
Der russisch-japanische Krieg bedeutet einen tiefen Rückschlag 
in die Zeiten größter Rechtsunsicherheit und mangelhaftesten 
Rechtsschutzes für das schwimmende Privateigentum. Aus der 
Blütenlese von Akten der Vergewaltigung, welche der ost- 
asiatische Krieg in reicher Auswahl gezeitigt, seien nur einige 
herausgegriffen, welche geradezu als ein Faustschlag gegen jedes 
Recht 4>ewußtsein sich darstellen. 

Der deutsche Dampfer „Thea" wurde von einem russischen 
Kreuzer aufgebracht, weil seine Ladung aus Fischöl und ge- 
trockneten Fischen bestand und weil das Schiff an eine japani- 
sche Firma verchartert war, welche es zur Küstenfahrt in 
Japan benützte. Die „Thea a hatte angeblich nicht genug Kohlen 
an Bord , um unter eigenem Dampf nach Wladiwostok , dem 
Sitze des Prisengerichtes, gebracht zu werden und wurde deshalb, 
nachdem die Mannschaft an Bord des russischen Kriegsschiffes 
genommen worden war, kurzweg mitsamt der Ladung versenkt. 

Ein ähnliches Schicksal traf den englischen „Knight 
Commander", welcher Eisenbahnschienen und Eisenbahnmate- 
rialien nach Japan transportierte; ohne daß man den strikten 
Nachweis erbrachte, daß diese Fracht wirklich für die Streit- 
kräfte oder für den Kriegsschauplatz bestimmt sei, wurde das 
Schiff beschlagnahmt, dann aber in den Grund gebohrt. 

Ein anderer Fall ist noch geeigneter, den Beweis zu er- 
bringen, in welch hohem Maße die Willkür in diesem Kriege 

653 



Digitized by 



Google 



14 Leopold Freiherr v. Chlumecky: Der Krieg in Ostasien 

auch Neutralen gegenüber Platz gegriffen hat: Der englische 
Dampfer „Hipsang" wurde vom russischen Zerstörer „Rasto- 
ropny" gesichtet; die „Hipsang", deren Lichter ordnungsmäßig 
brannten und welche angeblich weder Kriegskonterbande noch 
bedenkliche japanische Passagiere an Bord hatte, soll in keiner 
Weise einen Versuch unternommen haben, sich der eventuellen 
Visitation zu widersetzen. Trotzdem feuerte der „Rastoropny" 
mehrere Granaten gegen die „Hipsang", wodurch einige Passa- 
giere dieses Dampfers den Tod fanden; unmittelbar darauf 
brachte ein weiterer Schuß das Schiff zum Sinken. 

Die Aufzählung dieser Fälle dürfte hinreichen, um zu 
beweisen, wie rechtlos das Privateigentum zur See heute ist 
und wie wenig die bestehenden Normen genügen, um es vor 
gewaltsamen, rechtswidrigen Eingriffen der Kriegführenden zu 
schützen. Darüber soll hier gar nicht gesprochen werden, daß 
der von Rußland im „Theafalle" eingenommene Standpunkt 
schwer haltbar ist, wonach neutrale Schiffe, welche die Küsten- 
schiffahrt in Feindesgebiet betreiben, deshalb allein des Rechtes 
der Neutralen verlustig und als feindliche Handelsschiffe an- 
gesehen werden können. 

Was unser Rechtsbewußtsein empört, ist die Vernichtung 
neutralen Eigentums, wozu sich — zweifellos im Falle des 
„Knight Commander" und der „Hipsang" — nach unserer 
Auffassung auch im Falle der „Thea", ein Kriegführender das 
Recht anmaßte. Ein solcher Vorgang kann nicht einmal damit 
begründet werden, daß man ihn etwa als gerechte Bestrafung 
eines von dem. Neutralen begangenen Deliktes darstellt. Vor 
allem schon darum nicht, weil es heute kaum einen Rechts- 
lehrer mehr gibt, welcher in der unter neutraler Flagge ver- 
mittelten Zufuhr von Kriegskonterbande eine strafbare Handlung 
zu erblicken vermöchte. Das Verbot der Konterbande und das 
Recht zur Wegnahme der als solche bezeichneten Waren kann 
niemals als Folge eines dem kriegführenden Staate gegen 
fremde Staatsangehörige etwa zustehenden Strafrechtes, sondern 
bloß als ein im Kriegsrechte begründeter Akt der Notwehr 
angesehen werden, als eine Repressivmaßregel, welche nicht 
zum Schaden eines Dritten über das unbedingt notwendige Maß 
hinausgehen darf. Und wenn man trotz aller gegenteiligen 
Rechtsanschauungen in diesen Zufuhren dennoch ein Delikt 
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erblicken wollte, so könnte eine solche Jurisdiktion dem Krieg- 
führenden einzig und allein in seinen Territorialgewässern zu- 
gestanden werden, denn es ist ein unumstößlicher Grundsatz 
des Völkerrechts, daß im freien Meere kein Staat über fremde 
Untertanen eine wie immer geartete Jurisdiktionsgewalt besitze, 
dieselbe vielmehr bloß in den Territorialgewässern Platz greife. 
Wenn schon die Konfiskation des Schiffes von Vielen als 
unzulässig angesehen wird und man das Recht auf Beschlag- 
nahme bloß auf die Konterbandeartikel beschränkt und nicht auf 
die andern etwa gleichzeitig verladenen Waren ausgedehnt wissen 
will, so muß um so mehr die Vernichtung einer Prise sich als 
gewaltsames, rechtswidriges Vergreifen an fremdem Eigentume 
darstellen. Und die Recbtswidrigkeit einer solchen Handlung 
erhellt auch daraus, daß ja noch keinerlei prisengerichtliches 
Urteil gefallt ist, die Vernichtung von Ladung und Schiff 
sohin erfolgt, ehe rechtsverbindlich ausgesprochen wurde, ob 
tatsächlich ein Fall der Kriegskonterbande vorliege, ob das 
Schiff eine „gute Prise" sei. Das Versenken des aufzubringenden 
Schiffes könnte etwa bloß in dem Falle als nicht rechtswidrig 
angesehen werden, wenn sich dieses Fahrzeug gewaltsam gegen 
die Aufbringung zur Wehre setzt oder sie durch Flucht zu 
vereiteln sucht. Unhaltbar ist dagegen die Auffassung, als 
dürfe die Prise vernichtet werden, wenn die Möglichkeit der 
Wiederwegnahme vorliegt oder wenn die Kohlenvorräte des 
aufgebrachten Schiffes zur Fahrt nach den vom Nehmestaat 
designierten Hafen nicht reichen. Aus diesen Umständen kann 
logischerweise doch nur dem Kaptor, niemals aber dem neu- 
tralen Eigentümer des aufgebrachten Fahrzeuges ein Schaden 
erwachsen. Der kriegführende Staat soll eine Beschlagnahme 
eben nur dann und nur dort vornehmen, wo er auch die Prise 
in seinem Besitze zu erhalten vermag. Jeder andere Versuch 
einer Aufbringung soll auf Gefahr des Nehmestaates erfolgen, 
niemals darf aber dieses Risiko durch eine so gewaltsame 
Maßregel, wie sie die Versenkung des Schiffes darstellt, auf 
einen Dritten über wälzt werden. 

Wie sehr die Rechte fremder Staatsangehöriger durch 
ein solches Vorgehen leiden können, erhellt auch daraus, daß 
Passagiere und Besatzung des versenkten Fahrzeuges an Bord 
des Kriegsschiffes genommen werden, wo sie bis zur Erreichung 
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des nächsten sicheren Hafens allen Leiden des Krieges ausge- 
setzt sind. Damit werden sohin die Untertanen neutraler Staaten 
den Kriegsunbilden preisgegeben und eventuell in die Zwangs- 
lage versetzt, die Gefahren eines kriegerischen Zusammenstoßes 
der beiden feindlichen Streitkräfte mit zu tragen. 

Es wäre sohin im höchsten Grade wünschenswert, daß 
die seefahrenden Nationen bei der Konferenz im Haag sich auf 
eine feste Norm einigen , in welcher die Behandlung aufge- 
brachter Schiffe statuiert und besonders die Frage der Zu- 
lässigkeit zur Versenkung solcher Fahrzeuge in entsprechend 
restriktiver Weise beantwortet wird. Wenig Aussichten auf 
Erfolg dürften hingegen die Bestrebungen haben, an Stelle der 
nationalen Prisengerichte internationale Gerichts- 
höfe zu setzen. Gewiß ist die Gewähr einer völlig objektiven 
Rechtsprechung sehr gering, solange ein Gerichtshof des Nehme- 
staates selbst über die Zulässigkeit der Wegnahme entscheidet. 
Es ist aber nicht zu erwarten, daß ein Staat auf dieses wich- 
tige Attribut seiner Souveränität zugunsten eines internatio- 
nalen Prisengerichts verzichtet und die Handlungen der Ange- 
hörigen seiner Kriegsmarine der Rechtsprechung eines der- 
artigen Gerichtshofes unterwirft. Darum dürfte auch der Vor- 
schlag des Institut de droit international zur Schaffung einer 
internationalen Berufungsinstanz, welche über alle Appella- 
tionen gegen Urteile der nationalen Prisengerichte entscheiden 
soll, nicht so leicht Annahme finden. 

Weniger schwierig dürfte es vielleicht werden, der Theorie 
der continuous voyage beizukommen, welche die größte 
Verwirrung und Unsicherheit in der Praxis im Gefolge hat. 
Nachdem die Zufuhr von Konterbande keine strafbare Hand- 
lung ist, erlischt logischerweise die rechtliche Möglichkeit zur 
Aufbringung eines Fahrzeuges nach erfolgter Löschung des 
verbotenen Transportes. Ist die Ausschiffung der Konterbande 
einmal geschehen, so kann weder auf der Weiter- noch auf 
der Rückreise irgend eine Repressivmaßregel gegen das Schiff 
Platz greifen. 

Von englischer Seite wurde nun die Behauptung aufge- 
stellt, daß die Hin- und Rückreise ein Ganzes darstellen und 
aus dieser Unteilbarkeit der ganzen Fahrt vom Ausgangshafen 
bis zu diesem zurück sollte die Möglichkeit der Konfiskation 
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des Schiffes auch nach erfolgter Löschung der Konterbande 
gegeben sein. Obwohl die Praxis größtenteils sich auf den 
Standpunkt gestellt hatte, daß eine Aufbringung nur im Be- 
tretuugsfalle gestattet sei, und obwohl nur die englische 
Jurisprudenz in ihrer Spitzfindigkeit so weit gegangen war, 
das Gegenteil zu behaupten , versuchten im ostasiatischen Kriege 
die Kriegführenden, trotzdem auch dieses erweiterte Repressiv- 
recht in Anspruch zu nehmen. So wurde der englische Dampfer 
„Allanton" , welcher in Japan eingeschiffte Kohlen an Bord 
hatte, auf der Fahrt von Murero nach Singapore aufgebracht 
und vom Prisengericht in Wladiwostok der Kriegskonterbande 
für schuldig erklärt und konfisziert, weil er auf der Ausreise 
englische Kohle nach Japan verfrachtet hatte. 

Das Berufungsgericht in Petersburg mußte jedoch das 
erstinstanzliche Urteil aufheben und den Dampfer freigeben, 
jedenfalls ein Beweis, auf wie schwachen Füßen das auf der 
Theorie der continuous voyage basierende Konfiskationsrecht 
steht. Die Kriegführenden aber, welche ein gewisses Interesse 
daran haben, eine eventuelle spätere Konterbandereise des Fahr- 
zeuges, welches schon einmal die Zufuhr verbotener Waren be- 
sorgt hat , hintanzuhalten , werden stets bestrebt sein , diese 
zu ihren Gunsten sprechende Theorie in einem oder dem an- 
deren Falle in der Praxis sich zunutze zu machen. Aus diesem 
Grunde wäre es wünschenswert, daß eine internationale Verein- 
barung darüber gelänge, daß die Aufbringung eines Schiffes 
wegen Kriegsschmuggels ausschließlich bloß im Betretungsfalle, 
d. h. solange die Konterbande an Bord sei, erfolgen dürfe. 

Die Weitmaschigkeit der gegenwärtigen Bestimmungen 
des Seekriegsrechtes, bzw. der Mangel fest umschriebener Normen 
hat während des ostasiatischen Krieges noch zu weiteren großen 
Unzukömmlichkeiten geführt. Allgemein war in den letzten 
Dezennien anerkannt worden, daß den Postdampfern eine 
besondere Ausnahmestellung einzuräumen sei. Die vielfachen 
Interessen, welche an die ungestörte pünktliche Abwicklung 
ihres Dienstes geknüpft sind, muß den Kriegführenden die Ver- 
pflichtung aufdrängen, derlei Fahrzeuge mit besonderer Schonung 
zu behandeln, das mit großen Zeitverlusten verbundene Visita- 
tionsrecht nur in Fällen allerdringendsten Verdachtes auszu- 
üben, die Aufbringung und Konfiskation des Fahrzeuges aber 
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ganz zu unterlassen. Diese Immunität der Postdampfer wurde 
— ohne Rücksicht darauf, ob sie sich in Staatseigentum be- 
finden oder bloß sttatlioherseits mit der Beförderung der Post 
vertraut seien — von der überwiegenden Mehrheit aller mo- 
dernen Schriftsteller gefordert und auch die Praxis war der 
Anerkennung dieses Postulats wiederholt sehr nahe gekommen. 
In «hier Reihe von Postverträgen wird ausdrücklich eine be- 
sondere Ausnahmestellung der Postdampfer normiert und im 
nordamerikanischen Bürgerkrieg insinuierte die englische Re- 
gierung jener zu Washington, sie erwarte es als selbstver- 
ständlich, daß die Vereinigten Staaten bereit sein werden, die 
Exemption aller Postdampfer von jedweder Visitation und 
Aufbringung anzuerkennen. 

Die Vereinigten Staaten Amerikas akkommodierten sich 
diesem Standpunkte und gaben ihm anläßlich des Krieges mit 
Spanien in einer Kundmachung neuerlichen, wenn auch etwas 
abgeschwächten Ausdruck, indem die Kommanden der ameri- 
kanischen Kriegsschiffe angewiesen wurden Postdampfer nur im 
Falle besonderen , dringenden Verdachtes des Konterbande an- 
zuhalten. England jedoch hat im Burenkriege sein ursprüng- 
liches Verhalten desavouiert und die deutschen Reiehspost- 
dampfer „General", „Bundesrat" und „Herzog" beschlagnahmt; 
die britische Regierung mußte sich jedoch dem Proteste Deutsch- 
lands fügen und die Anordnung treffen, daß Postdampfer nicht 
etwa auf den bloßen Verdacht hin angehalten und durchsucht 
werden dürfen. Dieser Grundsatz wurde jedoch von Rußland 
im jüngsten Kriege schlankweg verlassen. 

So wurde der auf der Fahrt nach Indien und Japan be- 
findliche Postdampfer der „P. & 0." „Malacca" vom russischen 
Hilfskreuzer „Petersburg" im Roten Meere angehalten, unter 
russischem Kommando und mit russischer Besatzung nach Norden 
dirigiert. Er sollte bis Liebau gebracht werden, doch mußte 
man ihn zufolge Protestes der englischen Regierung in Algier 
freigeben, nachdem sich herausgestellt hatte, daß die angeb- 
liche Kriegskonterbande aus Kriegsmaterial bestand , welches 
nach Hongkong bestimmt, Eigentum der englischen Regierung 
war und auch tatsächlich da9 entsprechende regelmäßige Ab- 
zeichen, den Pfeilring, trug. Der englische Protest begnügte 
sich mit diesem sowie dem weiteren Hinweise, daß der „Peters- 
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fourg" als Fahrzeug der maischen Freiwilligenflotte, sohin ftls 
J^audelaschiff ein Anhaltungsrecht nicht zukpmme, aofqrn dqs 
Schiff aber als Kreuzer anzusehen sei, .es das Schwarze Meer 
«acht hätte verlassen dürfen. Es ist zu bedauern, daß das 
<_«»gliaehe Kabinett, von politischen .Motiven geleitet, den Schwer- 
punkt auf diese letztere Frage verlegte und vielleicht auch iu 
der Absicht, sich nicht selbst für »künftige Fälle zu binden, die 
iFrage der Zulässigkeit der Aufbringung yqn Bostdampfern 
iu seinem Proteste gar nicht zur Spraqjie hrachte. Es bAieb 
übrigens nicht bei diesem x einen Fall der „Malacca". Der Post- 
dampfer „Osiris", welcher gar nicht nach Japan bestimmt war, 
wurde auf der Fahrt nach Port Said etwa 100 Se.em eilen 
»von Brindisi entfernt von einem russischen Kriegsschiff 
^angehalten und sßine Post einer eingehender Visitation unter- 
4&ogen. Auch deutsche ,Postdampfer entgingen einem ähnlic^n 
.Schicksal nicht. ,So wurde der „Prinz Heinrich" am lö. Juli 
1904 vom Kreuzer „Smolensk" durchsucht und die russischen 
•Offiziere nahmen die nach Japan bestimmten Postsäcke einfach 
weg. Auch noch in anderen Fällen wiederholten sich derartige, 
rdie freie Fahrt der Postdampfer und den geregelten inter- 
nationalen Postverkebr behindernde Eingriffe. 

Heute, wo fast jedwede Nachricht wichtigeren Inhalts im 
jKriege auf telegrapbischem Wege übertragen wird, dürfte das 
Konfiskationsrecht -der an einen kriegführenden Teil gerichteten 
schriftlichen Nachrichten für den anderen nur von geringer 
Bedeutung sein. In der weitaus größeren Mehrheit derartiger 
Konfiskationen und Inhibieru^gen steht der dem ICriegführenden 
durch die eventuelle Saisierupg .solcher Mitteilungen erwachsende 
Nutzeu in ^keinerlei Verhältnis zu der ungeheuren Störung, .welche 
der gesamte Postverkehr durch solche Maßnahmen erleidet, und 
zu dem unabsehbaren Schaden, welcher Privaten durch die 
ZurüQk behaltung oder .wochenlange Verspätung ganzer Post- 
sendungen erstehen kann. 

Ein allgemeines Verbot der Durchsuchung ,von Post- 
sendungen auf neutralen Postdampfern dürfte daher erfolgen 
können, ohne die berechtigten Interessen kriegführender Mächte 
ineunenswert hintanzusetzen. ,Anschließend daran wäre auch die 
rdem Weltverkehre so erwünschte Möglichkeit gegeben, durch 
.internationale Verträge der heute schon Allgemein verbreiteten 
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Anschauung Rechtskraft zu verleihen, daß das Anhaltungs- und 
Visitationsrecht von Postdampfern nur im Falle ganz be- 
sonders begründeten Konterbande -Verdachtes ausgeübt werden 
dürfte. Undurchführbar dürften hingegen meines Erachtens die 
Vorschläge jener sein, welche nicht bloß die Freiheit und 
Sicherheit des schriftlichen, sondern auch des telegraphi- 
schen Verkehrs in Kriegszeiten erhöht sehen wollen und zu 
diesem Behufe auf die Neutralisierung einzelner Kabellinien 
drängen (eine diesbezügliche Anregung ging bereits im Jahre 1858 
vom Präsidenten der Vereinigten Staaten aus) oder denselben zu- 
mindest einen erhöhten Schutz in Kriegszeiten sichern möchten. 

Gekabelte Mitteilungen können unter Umständen auf den 
Gang des Krieges oder auf den Ausgang einer Schlacht ent- 
scheidenden Einfluß nehmen und niemals werden die Mächte 
auf die Möglichkeit verzichten, im Kriegsfall durch Zerstörung 
oder Besitznahme der unterseeischen Telegraphenleitungen den 
Feind zu isolieren oder zumindest seinen Nachrichtendienst zu 
erschweren. Tatsächlich wurde auch in dem im Jahre 1884 ab- 
geschlossenen Pariser Vertrage zum Schutze der unter- 
seeischen Telegraphenkabel ausdrücklich bemerkt, daß die 
Aktionsfreiheit kriegführender Mächte durch die Bestim- 
mungen des Vertrages in keiner Weise beschränkt werden solle. 
Im Kriege mit Spanien haben die Vereinigten Staaten Amerikas 
in ausgedehntem Maße Kabelleitungen zerstört, und zwar nicht 
bloß jene, welche im Besitze von spanischen Unternehmungen 
standen, sondern auch solche, deren Eigentümer neutrale Staats- 
angehörige, französische und englische Gesellschaften waren, 
welche sich dieses Vorgehen widerstandslos gefallen ließen. 

Mögen auch die unterseeischen Telegraphenleitungen in 
erster Linie dem friedlichen Verkehr dienen , ein Mißbrauch 
derselben zugunsten eines Kriegführenden ist ungemein leicht 
und naheliegend. Wir müssen daher wohl zugeben, daß hier 
wirklich ein so großes Interesse der in einen Krieg verwickelten 
Mächte vorhanden ist, einen solchen Mißbrauch unmöglich zu 
machen, daß dem gegenüber die Ansprüche des normalen Verkehrs 
zurücktreten müssen, selbst wenn dieser durch die Kabelunter- 
brechung in schwerwiegendster Weise geschädigt würde. Nur 
dann sollte wohl eine Zerstörung dieser Leitungen verboten 
sein, wenn beide Kabelenden in neutralen Gebieten liegen, 
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jede darüber hinausgehende Forderung dürfte, wie auch die 
diesbezüglichen vergeblichen Verhandlungen der Haager Kon- 
ferenz gezeigt haben, an dem durch militärische Interessen 
diktierten Widerstand der Mächte scheitern, und wäre es daher 
wohl klüger, derartige Anregungen gänzlich zu unterlassen. 
Um so berechtigter ist dagegen der laute und einmütige Ruf des 
Welthandels nach örtlicher Einschränkung des Anhaltungs- und 
Visitationsrechtes. 

Unserem Rechtsbewußtsein erscheint es als ein ganz un- 
gerechtfertigter Eingriff in die Rechte Dritter, wenn mehrere 
tausend Seemeilen vom Kriegsschauplatze entfernt neutrale 
Schiffe angehalten und durchsucht werden, wenn im Golf von 
Biscaya und bei Teneriffe, wenn in der Straße von Gibraltar 
und im Mittelmeer neutrale Fahrzeuge in ihrer Bewegungs- 
freiheit gehindert und einer lästigen Durchsuchung unterzogen 
werden, weil zwischen Rußland und Japan in — Ostasien 
Krieg geführt wird. Daß derartiges überhaupt zu geschehen 
vermag, ist so recht ein Beweis für die Schutz« und Rechtslosig- 
keit des Handels und des Privateigentums zur See sowie ein 
schlagendes Argument für die Notwendigkeit einer Kodifikation 
der Rechte der Neutralen bzw. einer einschränkenden Nor- 
mierung der den Kriegführenden gegenüber dem neutralen See- 
verkehr zustehenden Befugnisse. Wenn schon die dem Kriege 
ferne stehenden Nationen das Visitationsrecht als eine zwar 
lästige, aber als im Interesse der Kriegführenden zugestandene 
Ausnahme von der Regel hinnehmen, daß das freie Meer dem 
unbehinderten Verkehre stets offen stehen müsse, so ist es nur 
billig, wenn die Forderung erhoben wird, daß derlei Vexationen 
auf ein möglichst kleines Gebiet eingeengt werden. Jede der- 
artige Einschränkung des Kriegsareals bedeutet bereits einen 
namhaften Gewinn. Die Kriegführenden sollten nur in der Mög- 
lichkeit belassen werden, die unerlaubte Zufuhr von Kriegs- 
konterbanden zu hindern, indem sie den Seeverkehr in ent- 
sprechender Distanz von der feindlichen Küste einer 
Kontrolle unterziehen, nicht aber dürfen sie das gesamte 
freie, dem freien Weltverkehre geöffnete Meer zum Tummelplatz 
ihrer Unternehmungen machen! Tatsächlich mußte im Burenkrieg 
die englische Regierung sich zur Konzession an Deutschland 
bequemen, daß vor Aden oder in einer sonst nicht geringeren 
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Difetanz vom Kriegsschauplatz^ entftetftit, neutrale Schifte' nitih* 
angehalten oder durchsucht Werden durften. 

Gegenwärtig Wird, im Zusammenhange mit dieser Frag*; 
in Amerika viel über den Vorschlag diskutiert, das Ahhältüngd* 
urfd Visitationsrecht der Kriegführenden durch Schaffung n-ew- 
traler Zoneii' riiittelst Abgrenzung der Haupt verkehrst 
wege auf dem Ozean einzuschränken. So Wie etwa der KaAal 
von Suez durch das Konstantinopler Übereinkommen vom Jahite 
1888 neutralisiert und jedweder Versuch einer kriegerischen Hand- 
lung öder einer Störung de? freien Schiffahrt in demselben ausge- 
schlossen wurde, so soll nach der Anlegung Eduard Atkiüsons 
auch gewissermaßen eine Straße im Atlantischen Ozean abgesteckt 
und dieser Weg neutralisiert, sobin der Schiffahrt im Kriegs- 
fälle unbehindert und unbeschränkt offen gelassen werden. 

Es ist eine Detailfrage von sekundärer Bedeutung, ob die 
Haager Konferenz gerade den Vorschlag Atkinsons zum Substrat 
ihrer einschlägigen Verhandlungen nehmen wird. Auch manch 
anderer Weg wäre gangbar, um den Seeverkehr und das 
schwimmende Privateigentum davor zu schützen, daß die Krieg- 
föhrenden in den vom Kriegsschauplatze entferntesten Meeren der 
Welt zu Repressivmaßregeln greifen, zu denen sie logischer- 
weise nur in der Nähe des Kriegsareals oder der feindlichen 
Küste berechtigt sein sollten. Daß aber überhaupt die künftige 
Seerecbtskonferenz hier Wandel schaffe, daß die Vertreter der 
verschiedenen Mächte im Haag sich über irgend einen Modus 
einigen, um kriegführenden Staaten das arrogierte Recht zu 
benehmen, den gesamten Seeverkehr der Welt unte* 
Polizeiaufsicht zu stellen, das wird der Welthandel mit 
Nächdruck fordern und einstimmig begehren. Während sich die 
Wissenschaft und mit ihr die Praxis längst zur Erkenntnis 
durchgerungen, daß der Verkauf von Kriegsmaterialien seitens 
neutraler Staatsangehöriger erlaubt sei, und während man ifl 
den ungeheuren Abschlüssen der europäischen Waffen- und Pa- 
tronenfabriken mit den Kriegfuhrenden keinerlei die Neutralität 
verletzende Handlung erblickte, glaubt man noch immer in der 
Zufuhr dieser von Neutralen erzeugten und verkauften Artikeln 
an eine Kriegspartei eine verbotswidrige Unterstützung der- 
selben erblicken zu müssen. Wie sehr die Rechtsanschauungen 
dem Wandel der Zeiten unterworfen sind, dies sehen wir z. B. 
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aus der Stellungnahme zur Piraterie: Im Altertum und Mittel- 
alter als ein völlig ehrenhafter Erwerb angesehen, dessen 
Berechtigung gar nicht angezweifelt wurde, erblickte man 
späterhin in ihrer Ausübung ein Verbrechen, auf welches 
zeitweise sogar Todesstrafe gesetzt war. Den umgekehrten Weg 
wird die Frage der Kriegskonterbande nehmen. 

Es wird gewiß die Zeit kommen, in welcher der Begriff 
des Kriegsschmuggels zur See dem Rechte wie der Praxis fremd 
geworden sein wird, in welcher das Prinzip völliger Freiheit 
des Seeverkehrs uneingeschränkte Anerkennung gefunden, während 
das gegenwärtige Prisen- und Seebeuterecht kommenden Gene- 
rationen als ein System privilegierten Raubes erscheinen wird! 
So lange aber dieses Ziel nicht erreicht ist — und heute sehen 
wir es noch in die weitesten Fernen gerückt — , so lange wird 
der Seeverkehr sich mit Beschränkungen der Übergriffe der 
Kriegführenden, mit schrittweiser Einengung der ihnen zustehen- 
den Befugnisse zufrieden stellen müssen, sowie auch die An- 
forderungen der Menschlichkeit sich noch zu weitgehenden 
Transaktionen mit den militärischen Interessen genötigt sehen. 

Das Mindeste aber, das wir verlangen können, ist, daß 
die Unbilden und Leiden und Gefahren des Krieges auf die 
unmittelbar an denselben Beteiligten beschränkt bleiben. Darum 
sollten alle jene kriegerischen Operationen und jede Anwendung 
von Kriegsmitteln verboten werden, welche geeignet sind, fremde 
Staatsangehörige ernstlich zu gefährden. Deshalb wird auch die 
Haager Konferenz den Ruf nach Untersagung der Anwendung 
treibender Seeminen unmöglich ungehört verhallen lassen 
dürfen. Der ostasiatische Krieg hat uns die großen Gefahren 
vor Augen geführt , welche die Ausstreuung schwimmender 
Minen für den friedlichen Seeverkehr im Gefolge hat. Einzelne 
neutrale Handelsschiffe sind bei Wladiwostok in die Luft ge- 
flogen — die „Daini Chigoda Maru" büßte beim Auffischen 
einer solchen Mine 56 Mann ein — und lange nach Abschluß 
des Friedens ist die „Sanchi-Maru" auf eine treibende Seemine 
gestoßen und zwischen Niutschwang und Dalny gesunken. 
Solche Minen, von ihrem Anker losgerissen, können jahrelang 
ihr Schwimm- und Explosionsvermögen bewahren, durch Wind 
und Meeresströmungen getrieben, weite Wege zurücklegen und 
besonders in verkehrsreichen Gewässern eine ständige Gefahr- 
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düng des Eigentums und des Lebens Dritter bedeuten. Besonders 
im Falle eines europäischen Krieges müßte ihre Anwendung in 
der Nähe stark befahrener Schiffahrtswege geradezu verheerend 
wirken. Hier Wandel zu schaffen ist ein dringendes Gebot der 
Menschlichkeit, sowie auch weiters der Anwendung einzelner 
besonders inhumaner Kriegsmittel, wie es z. B. die Unterseebote 
und die Dum-Dum-Geschosse sind, eine Schranke zu ziehen wäre. 

Der ostasiatische Krieg hat es uns klar gemacht, daß das 
gegenwärtige Seekriegsrecht jenen Zeiten angepaßt war, in 
welchen der Welthandel in den Kinderschuhen steckte und die 
gegenseitige, zeitweilige Isolierung der Nationen noch nicht ein 
Ding der Unmöglichkeit war. Heute dringen die Wellen, welche 
ein bedeutendes Ereignis aufwirft, bis in den entlegensten Erden- 
winkel, heute sind die wirtschaftlichen Beziehungen der Völker 
untereinander so vielfach verschlungen und so ungemein kom- 
pliziert, die normalen wirtschaftlichen Funktionen eines Ge- 
meinwesens so weitgehend von der unbeschränkten Aufrecht- 
erhaltung des internationalen Verkehres abhängig, daß jede 
Störung des Kreislaufes, jede Behinderung des Seeverkehrs, 
selbst Binnenstaaten in Mitleidenschaft ziehen muß. 

Und darum sind die heutigen Seerechtsgebräuche im Kriege 
Anachronismen. Die Elastizität der meisten Prinzipien des See- 
kriegsrechts gibt den Kriegführenden die willkommene Möglich- 
keit zu einem Verhalten, welches jedem Rechtsgefühle Hohn 
spricht. Die Sehnsucht nach einer Fortbildung der Pariser 
Seerechtsdeklaration ist deshalb auch eine allgemeine geworden. 
Das Privateigentum zur See muß durch fest umschriebene 
Rechtsregeln geschützt, dem Weltverkehr auch in Kriegszeiten 
eine sichere Bahn gewiesen werden. An Stelle der Willkür soll 
eine feste Norm treten , durch welche geregelt wird, wie weit 
die Kriegführenden mit ihren Verboten und Behelligungen und 
Repressivmaßregeln gegen den neutralen Verkehr gehen dürfen. 
Und ebenso wird man sich über die Abstellung von Kriegsmitteln 
zur See einigen müssen, welche so beschaffen sind, daß sie im 
Landkriege schon längst als inhuman verboten wären. 

Solchen Grundsätzen internationale Anerkennung su 
sichern, das wäre eine Tat weltgeschichtlicher Bedeutung, 
durch welche der kommende Haager Kongreß sich ein unver- 
gängliches Denkmal setzen würde. 
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